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_

1; . ., . „‘ °am 13; Dezember 1960 ;„„.„„. ; _ ;

Beklagte und Revis1onsbeklagte,

l_hat der 30 Senat-des1Bundeesozialgerichts aui

die mündliche Verhandlung vom13; Dezember l€é„

‚an der micgewirkt haben ‘“"' ‘

Senatspräéid.ent Pr
o f „ D 17_; B o ggals Vorsitzendez,D_;g‚j;

?‘Bundesrichter_*l ‚_ D r ; S c h r a f t urd

€ Bundesrichter D r „' L a n g k e i t
‘ als weitere Beruisr10hterg

”;.Bundessozialrichter D r ;- E n g e l_ s und
1l'Bundessozialzichter N 0 t t b 0 h m

- . als ehrenamtliche Beisitzer9
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”_ Auf die Revision der Klägerin Werdenaie‘Ureeiie" des
Landessozialgerichts Berlin vom 259 November 1955 und

V
des Sozialgerichts Berlin vom 144 März 1955 aufgeho-

-ben‚ soweit sie die Versicherungspflicht des beigela—

denen Geschäftsführers ä::r::i:in der Angestélltenverv

sicherungfür die Zeit vom1„ April 1952bis 31°Mai
1952 betreffen„ Die Beitragsbescheidé der Beklagten

vom 9„ Juli und 1„ August 1952 werden aufgehoben, so—

weit sie die Entrichtung der Beiträge für den beigele—

denen Geschäftsführer ::5::::in‚der Anges■elltenver—

sicherung für die Zeii': vom 1„'Aprii'bie 31„ Mai 1952
betreffen„‚

Im übrigen wird die Revision zurückgewiesena’_jf
. /r„ > .

Die Beteiligten haben einander Kosten'des-Revieions—
verfahrens nicht zu erstatteno.„.e‚

V'o n' R e‘c h t s w_e g'e nÜ;AÜ-*A

Der Beigeladene J° war
bis

zu seinem Tode (1957) der alleinige

Geschäftsführer der klagenden Gesellschaft mit beschränkter Hai

tung„ An ihrem Stammkapital in Höhe von 20,000,—— DM war er mit

1v0009——‘DMbeteiligt; nach dem Vortrag der Klägerin.war er fe:

ner ihr Hauptgläubiger? dessen Guthabenkonto bei der Klägerin i

der Zeit vqn 1951 bis 1953 von rund 59„000,——_DM auf über

106„000‚—— DM gestiegen-war° In dem Anstellung3vertrag des Bei—

geladenen vom 100_August_l951 war_bestimmt, daß er seine gesamt
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Arbeitskraft und sein ganzestissen ausschließlich in den Dienst_

der Klägerin zu stellen hatte„ Er war
verpflichtet, die Satzung

der K 55 erin und die. besonderen Geschäftsanweisungen_ auf_ Grund

von G& ellscheftsbeschlüssen zu beachtenc___ '

Als J:I°Ltuug stand Geschäftsführer J° eine Umsatzbeteiligung

von 10m zu, wobei vorausgesetzt war daß der Gesellschaft bei

dem je.. eili5en Geschäft ein Mindestbruttogewinn von 20% des Um—

ws verblieb; wurde dieser Mindestbruttogewihn bei einem Ge-

zäft nicht erreicht, so verringerte sich die Beteiligung des

‘cnfxtsführers entsprechend° Von der Umsatzbeteiligung des

Geeshäßtsführers wurden 4/5 einem Konto gutgeschrieben, über

115 er frei verfügen konnte° Den Rest behielt die Klägerin ein?

er sollte zur Finanzierung einer Betriebs pension in Höhe von '

ijj seiner bisherigen Vergütung — sowie einer auf ein Jahr.be—‘

friste:en Hinterbliebenenversorguhg — für den Fall mitverwen—H'

det w& de11, daß J„ infolge Arbeitsunfähigkeit oder Erreichung
des 65„ lebe nsjahres aus dem Dienst der Klägerin äusschiedß

Die Versicherungsanstalt Berlin, die Rechtsvorgängerin der be-

‚__5tc1 li1ank .enkasse, stellte diesen Sachverhalt anläßliöh einer

etri a1spruiun” oei der Klägerin fest Sie eah Ge_schäftsführer

J„ als abhängig beschäftigt und deshalb als versicherungspflich»

ti5 s; und forderte von der Klägerin Zahlung der noch nicht

verjährten Beiträge‚ nämlich für die Zeit'Vom_1„ 'Januar_ 1950 bii‘

zum 311 idai 1952 in Höhe von 3 515,——___DM(Beschelde vo_m_%9; Juli

und 11 Au5—ust l952) V

Die Beachwerde der Klägerin wurde vom Beschwerdeäusschuß der

Krank;1veraicherungsanstalt Berlin zurückgeWiesen (Entscheidung

von 7° Juli 1953)° Die hiergegen eingelegte weitere Beschwerde

beim E.:zi13 :soerufun gsaussohuß des Sozialversicherun3samte Ber-

lin ist als Klage auf das Sozialgericht-(SG) übergegangen„(äw21ö
Abs„ 5 Sozialgerichtsgesetz —SGG-)c Das SG hat die Klage äbgéé

wiese(Urteil vom14°März1955)„ ' ' ‘ ' “'
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Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des SG zurückgewiesen (Urteil vom 25° Novem-

ber 1955)° Nach seiner Auffassung ist Geschäftsführer J° in

der Zeit vom 1° Januar 1950 bis zum 31‚ Mai 1952 versiche—

rungspflichtig beschäftigt gewesen° Die Versicherungspflicht

des Beigeladenen ergebe.sich aus der Satzung der Versicherungs—

‚anstalt Berlin (VAE) und ab Januar 1951 aus 5 9 des Gesetzes

zur Anpassung des Rechts der Sozialversicherung in Berlin an

das in der Bundesrepublik Deutschland geltende Recht vom 30 De—

zem'ber 1950 —BSVAG— (vom I,_‚_‚'542)‘, Die Umsatzbeteilig-ung sei
Entgelt im Sinne des 5 160 der Reichsversicherungsordnung

(mo)° Ein entgeltliches Beschäftigungsverh'alltnisleit;ehder
Angestellter sei auch bei Gewinn— und Verlustbeteiligung nicht

ausgeschlossen° _'? A ' """il ‘ ‘.' * '°‘ " '"

Ein Merkmal für das Vorliegen eines echten Arbeitsverhältnisses—

Sei darin zu sehen, daß die Gehaltszahlungen im Lohnbuch der
Klägerin eingetragen worden seien° Weder aus_der Satzung noch

aus dem Anstellungsvertrag seien Anhaltspunkte
zu entnehmen9

die auf die persönliche Unabhängigkeit des Beigeladenen hin—

deuteten° Wenn es auch richtig sei5 daß die Gesellschafter dem

Beigeladenen am 179 August 1951 in einem Schreiben bestätigt

hätten‚ er dürfe nach wie vor Rechtsgeschäfte mit sich selbst

abschließen, so sei durch diese Abrede weder der Gesellschafts—

vertrag noch der Anstellungsvertrag geändert worden° Nach 9 4

des Anstellungsvertrages seien nämlich mündliche oder anderwei—

tig getroffene Vereinbarungen, die in dem Anstellungsvertrag

nicht bestätigt werden, ungültig° Maßgeblich könne demnach nur

sein, was nach außen hin erkennbar sei, nämlich der DienstVer—
trag‚ die Satzung der Klägerin und die Eintragungen im Handels-

registera Der Beigelad9ne sei beim Abschluß bestimmter Geschäf—

te in erheblichem Maße an Weisungen gebunden gewesen° Wenn es

auch möglich sei‚ daß der Beigeladene trotz seines kleinen
Stimmrechts als Gesellschafter mittelbar die Willensbildung der

\ ‚l“_ ‘ ' ' "
' ' ‘

__
5

....
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‚?" « “5-

eeseii«niaftnaßgeblichbeeinflußthabe5weil er a15Hauptgläu_:„ v—.'...

‚iger der Gesellschaft auf sie einen Druck habe ausüben können

und auch einmal ausgeübt habe? so könne es doch_darauf nicht an—

;cmnen da nur rechtlich begründeter und nicht wirtschaftlich““

Aus€**“ABGtGI Einfluß für die Beurteilung der Vers10herungs—

lt ic}1„ maßgebend sei°

1‚4‚5 _ . ,
;e an dieses Urteil hat die Klägerin Revision eingelegt mit dem

das angefochtene Urteil aufzuheben und festzustellen‚

daß für den beigeladenen Geschäftsführer J„ keine Ver—

sicheruzgsbeit ägéfür die Zeit vom1„ Januar1950bisf
zum 51„ Mai 1952 zu entrichten sind;

, {'}; «„; „ HL {
.

{qf-‚„p.„;w.3> _e„„
Die Klü„erin rügt die Verletzung des 5110 der Satzung der VÄB‚\

des @ 9 BSVAG und des & 69 des Gesetzes über Arbeitsvermittlunf

und A.r‘oitsl osenversicherung (AVAVG) in Verbindung mit 5 4 des
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Arbeitslosenversicherung

’n Berlin vom 28- Dezember 1950 Soweit eine Verletzung des
9 10 de.? Satz der VAB gerügt werde, folge das- Recht auf-

„.Nachprüfung dieser Bestimmung aus Art 125 des
Grundgesetzes

_(GG)Q '„;nn auch das GG in Berlin noch nicht wirksam sei‚ so '

„onne dc021eine sinngemäße Anwendung des Art„ 125 GG in Be—3
{„tracnti "

‚£L";Uv

ach & 9 BSVAG sei revisibel Die
Vorschriften des

9
9 BSVAG

uni der && 765 165a‚ 165b RVG stimmten zwar nieht wörtlich
überein; es sei jedoch eine weitgehende inhaltliche Anglei— —
chung 1131beigeführt worden°

% [‘i„_ _ ‚ .. ,„„
Ü 69 AV„JG gelte in Berlin nicht als Bundesrecht, sondern auf

Grund von 5 4 des Gese zes zur vorläufigen Regelung der Ar—
beitslosenver icherung in Berlin. Wenn in der Berliner Fassung

nur v n Arbeitnehmern und nicht von Arbeitern und Angestellten

gesproclsn werde, so bedeute dies nur, daß die Berliner Fassung
Que 13e 31Jf:€ gewählt habeo

»
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Weiterhin
rügt

die
Klägerin Verletzung

der Aufklärungspflicht

(5 103 SGG), weil das LSG die von der Klägerin benannten Zeu—

gen zur Frage des tatsächlichen Einflusses des Beigeladenen Jo

auf die Willensbildung der Klägerin nicht vernommen habe„

Wenn diese Zeugen gehört worden wären, so wäre die tatsächli—

che Einflußnahme des Geschäftsführers nachgewiesen worden° Das

Gericht hätte dann die Machtposition des Beigeladenen J„ nicht

zu unterstellen brauchen„'Ein-Verstoß gegen die Aufklärungs—
pflicht liege auch darin, daß das Berufungsgericht über die

Befreiung des Beigeladenen J° von den Vorschriften des @ 181

des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) keinen Beweis erhoben ha—

ben Der Nachweis dieser Tatsache hätte nach Ansicht der Kläge—

rin im Zusammenhang mit einer sachgemäßen Auslegung_■er son—

stigen Bestimmungen zu einer anderen Schlußfolgerung führen

müssen° In diesem Falle wäre die Unabhängigkeit des Gesell—
schäfters und Geschäftsführers J° durch den Nachweis der Be«
freiuhg

von 5 181 BGB wesentlich_unterstrichen werden°

Die Beklagte beantragtnbj
. . . . _ ‚die

Revision zurückzuweiseno"'n”

'Sie ist ebenfalls
der

Meinung? die Normen deren Verletzung von
der Klägerin gerügt werde, seien revisibel; sie hält aber die

„Revision für unbegründet„i“‘ '*“” “"f"'* ' <- '““*' " '

"GfII.

lo“Di€ verfahrensrechtlicheh Rügen der Revision greifen nicht‘

durch° Die von der Klägerin für wesentlich und deshalb für

aufklärungsbedürftig erachteten Sachumstände — die Stellung

des verstorbenen Beigeladenen J° als eines Hauptgläubigers

der klagenden Gesellschaft sowie seine Befreiung von dem

Verbot des Kontrahierens mit sich selbst (@ 181 BGB) —wa—g.\
ren nach dem sachlich-rechtlichen Standpunkt des LSG uner—-
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heblich; Diese Rechtsauffasäung ist aber für die Frage, in Well7‚

cher Richtung der Sachverhalt aufzuklären war, allein maßgebend

(BSG„ Beschluß vom 71 Juni 1956 in SozR SGG% 103 Bl° Da 2 Nr°
7)„ Das LSG konnte daher die Richtigkeit der von der ReviSionf

zur Begründung ihrer Verfahrensrügen'vorgetragenen Behauptuné

gen éahinstehen lassen, ohne gegen seine Pflicht zur Aufklärung

des $..chverhalts (5'103 SGG) zu
verstoßen„lf■fqß„f'f‚

;.;-„ _ _‚1

11 Hingegen erweist sich die Revision insoweit als begründet, als

es sich um die Anwendung revisiblgn Berliner Rechts handelt„_..

Zum größten Teil allerdings beruht die angefochtene Entscheia‘„

dung des LSG auf irrevisiblem Rechtu Soweit es sich um
die‚n£chf;;

du10h @10 der VAB——Satzunggeregelte Zeit (1„ Januar bis 31‚ De; -
zsmoe1 1950) handelt liegt spezifisches Berliner Recht vor‚ das

mit seinen Vorschriften über die "Vollversicherung", die "Kran-fh

kcnvc1s1cherunc" und die "Rentenversicherung" auch nicht inhalt-:

lich wit dem Recht im Bezirk eines anderen LSG übereinstimmt ‘

(vg1„ Urteil des BSGvom 291 Oktober 1956 - 1 RA 45/56
—‚

Breit-4

haupt 1957„ 228)„ 5 10 der VAE—Satzung ist auch nicht —entge—"
gegen der Auffassung der Revision - partielles Bundesrecht im*.q

Sinne des Art„ 125Nro 2 GGgeworden„NachArt„ 23 Satz 1 1;v„m;
Art„ 144 Abs„ 1 GG gilt das Grundgesetz zwar-auch für Groß—Ber-fi_

lin„ Durch Vorbehalte der Besatzungsmächte ist aber die Geltung„°

des GG in Berlin einstweilen auf bestimmten Gebieten beschränkt;

werden {vgl„ dazu im einzelnen BVerfG 1,70‚>71 ff und 77 1,‘73;f1

ff)„ Da Berlin nach dem Vorbehalt der Besatzungsmächte zum GG‘

vor Bunde nicht "regiert" ("governed") werden darf‚ erstreckt.
sich insbesondere der "Gesetzesbefehl" des Bundesgesetzgebers

nicht auf das Land Berlin (BVerfG 7 13) Es bedarf zur Einfüh—

mu1gvon Bundesrecht in Berlin vielmehr eines förmlichen Gesetz—

wh1n_ aktes durch den Berliner Gesetzgeber“ Umgekehrt ist die '

unwanclung von Berliner Recht in Bundesrecht auf dem Wege des

1111 125 Nr, 2 GGüberhaupt nicht möglich; denn diese Regelung
setzt. wie die Beschränkung auf "Recht? das Gegenstände der kon—

|1— _, \ _m»;

(u m
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kurrierenden Gesetzgebung
des

Bundes betrifft"‚ zeigt das

gleichzeitige Bestehen der Gesetzgebungekompetenzen von Bund

und Ländern voraus‚ gegebenenfalls mit der sich für die Län—

der aus Art 72 Abs° 1 GG ergebenden Sperrwirkung Ein sol—

ches Ineinandergreifen der Gesetzgebungskompetenzen ist aber

gerade im Land Berlin derzeit ausgeschlossen, so daß auch die

Regelung des Art. 125 Nr° 2 GG auf Berliner Recht, das frühe—

res Reichsrecht nach dem 8 Mai 1945 abge hat nicht an—
wendbar ist Anderenfalls hätte im _übrigen der;vBerliner Ge—

setzgeber auch nicht die Satzung der VAE — wäre sie nämlich

partielles Bundesrecht geworden
_

in eigener Zuständigkeit

abändern können5 wie es durch das BSVAG geschehen ist°

Auch dieses Gesetz ist mit den im vorliegenden Streitfall zur”

AnwendungkommendenVorschriften nieht revisibel° Revisibili—
tät läge nur dann vor‚ wenn die anzuwendende Norm des Berli—

ner Rechts "bewußt und gewollt" zum Zwecke der Vereinheitli-

chung des Rechts mit einer außerhalb Berlins im Bundesgebiet 1--
geltenden Norm übereinstimmen würde_(vgl„ BSG 10‚ 21, 25 und

.
BSG 29 1065 110 mit weiteren Nachweisen);'Eine solche Inhalts—

gleichheit der Normen besteht für 5 9 Abs. 2 Satz 5_BSVAGÜwie
der erkennende Senat (BSG 102 25) bereits ausgeführt hat„ Die
für den vorliegenden Rechtsstreit maßgebende Vorschrift des

5 9 Abs° 1 Nr° 1 BSVAGgeht jedoch für die Versicherungspflicht

von einem Begriff — dem der "unselbständig Beschäftigten" —
aus„ der weder dem Wortlaut noch dem Inhalt nach mit einer

entsprechenden‚ im Bundesgebiet außerhalb Berlins geltenden
Norm übereinstimmt° Das Bundesrecht verwendet die Begriffe

"Arbeiter" und "Angestellte" (% 1_65'Ab‘s.■--Nro 1 und 2 RVG

an @@1226RVO‚1 AVGidF der Ersten vereinfachvovom17°
März1945)‚ die zwar#ondemOberbegriffdéi Hunselbständig

_
Beschäftigten" i„S‚ der Berliner Norm umfaßt werden, anderer—

seits aber bedeutsame Elemente der Differenzierung enthalten?

über die 5 9 Abs„,1 Nr„ 1 BSVAG‘nichtslaussagtoDiese Norm
ist somit_irreVisibela-däe auqu e gestützte Entscheidungdes
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-1 1—.‚an ‘—xf«

L5G über die Versicherungspflicht des Beigeladenen in der
n11n‚„„vcr■ieh rung (1 1 _l951 bis 51 5 1952) und in der An»

5escelltenversioherung (1.1„l951 bis 51„5„l952) für das Bun—

dessozialgericht (BSG) daher nicht nachprüfbar;

Jas gleiche gilt für die Frage der Versicherungspflicht des

.::iselcdenen in der Arbeitslosenversicherung„ Für den im vor—

[lace„_e■ Rechtsstreit in Betracht kommenden Zeitraum sind

für die Frage der Versicherungspflicht maßgebendz

ml vom 1„ Januar bis 23_ April 19%
.»

vfj„„j

@ 19 des Gesetz es _Ü.ber die Regelung der
Arbeitslosenunter—

„tt„ ung in Groß—Berlin vom 25 April 1949 (VOBl I.el45g‚

Ib) vom 29_ Apiil bis 51„ Dezember 1950: ‘
$ 19 des vorgenannten Gesetzes idF des Gesetzes über die

anooiung des Gesetzes über die Regelung der Arbeitslosen—

untzrstützung in Groß—Berlin vom 15° März 1950 (VOB1 15437)

i.Vtm„ % 69 AVAVG idF vom 12\ Oktober 1929 (BGBl Iäi162);

0‘ vom l„ Januar 1951 bis 51° Mai 195223‘. 1,
_

$ 69 AVAVGidF des 9 4 des Gesetzes zur vorläufigen Rege—_
iun; c.e.1rbezits-losenversicherung in Berlin vom 28„Dezem—

ber 1950 (VOBl I3_566)„ 1}? fs;z„.9; _4
"

loch üiesen Vorsc riften waren in der
Arbeitslosenversicherung

versichurungspilic ohtig Personen die als Arbeitnehmer für den

Fall der ir311nleit pflichtversichert waren Di.e somit auch für

Sie Arbeitälosenversicherung maßgebenden Vorschriften über die

"ersiclaru ngspflicht in der Krankenversicherung sind aber wie

;„non Q1rgelegt‚ nicht revisibel (vgl° zu der ähnlichen Frage

‘sr Revisibilität des 5 69 AVAVG idF des Ersten Gesetzes zur
vorläuf Lgen Res5elung der Aroeitslosenversicherung in Berli.n

vom 26„ Feboruar 19 53 —SVBl‚150— Urteil des BSG vom 15„ Juli

1556 in SozR see 5 162 1310Da 19 Nr„ 71)„ '
' 1„1»1-1 - . 1*

devieibles nun esrecht kommt im vorliegenden Streitfall nur

sur Anweueung‚ soweit es sich um die Versicherungspflicht des

_-
.
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"'

Beigeladenen'Ja'1n der AngestelltenVersicherung_vom'1o‚8pril

bis 31, Mai 1952handelt„ Vom1„'April 1952 in wurde im Lande
Berlin die Rentenversicherung wieder getrennt als Invaliden—

versicherung und Angestelltenversicherung durehgeführt Nach
-

5 1 des Gesetzes zur Überleitung_ der Berliner Rentenversiche—

rung auf das in der Bundesrepublik Deutschland geltende Recht

und über Änderungen in 'der Organisation der gesetzlichen Kran—

kenversicherung (RVÜG)vom_1o; Juli 1952 (ev31‚ see) sollten
in Berlin die Vorschriften des Angeste11tenversicherungsgeset—

zes idF der Ersten VereingachungaVo vom- 17 .März 1945 (AVG aF)

Anwendung finden, soweit das RVUG nichts anderes vorschreibt°
Damit war, soweit es sieh um_die_ Versicherungspflicht handelt,

auf 5 1 Abs, 1 Nr 2 AVG aF vérwi_esen‚ _wonach "Angestellte
(@ 165 b der Reichsversicherungsordnung)" 'versicherungspflich—

tig waren° Diese Übereinstimmung' des Berliner Rechts mit dem '

Bundesrecht war, wie schon die_ Überschrift de_sRVÜG _klar er—

kennen läßt, _"bewußt und géwol1t" '5 1 RVUGi V m, 5 1 Abs„ 1
Nr° 1 AVGaF_stellt somit revisibles ReCht_dar„wg„Ä-- '

DerRevisibilität dieserNormsteht'nicht entgegen,daßdas
Berliner Recht bestimmte Fragen'der versicherungspflicht und
afreiheit für eine Übergangszeit abweichendeom Bundesrecht '
geregelt hat (vg1° 55 18 ff RVUG)„ So bestand in Berlin wäh—

rend des hier in Betracht kommenden Zeitraumes keine Begren«
zung der Versicherungspflicht für Angestellte durch eine Jah-

resarbeitsverdienstgrenze (@18 RVÜ_G)O‘D1eRevisibilität des
Landesrechts hängt jedoch nicht davon ab, daß Inhaltsgleich—

heit mit außerhalb des Landes gültigen Recht für größere, in

sich ab_geschlossene Rechtsgebiete besteht' Vielmehr genügt es,
daß die einzelne Regelung für sich_ genommen die gewollte Über—

einstimmung mit der anderen Norm —
inSbesondere in dem hier

gegebenen Fall einer Verweisung auf Bundesrecht — aufweist
mögen auch hiermit zusammenhängende Fragen,-_die_ aber nicht Ge—

genstand der fraglichen Regelung sind, anders behandelt seine

Verweist Landesrecht zumZwecke der Angle1chung auf Bundes—

.____.._____“ __
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recat dergestalt‚ daß es für einzelne Rechtsfragen Sonder—

re ;;lu% en t1ifft so sind diejenigen Vorschriften9 auf die

verwiesen wird, revisibel. soweit nicht landesrechtliche

Sozie1re glun5en vorliegen 5 1 RVUG i V m„ 5 1 Abs° 1 Nr° 1

.MIGaF ist somit revisibel
.

;u ' -„ J,
1.1; 15-1

30m it im vorliegenden Rechtsstreit diese Vorschrift zur An—

wen31ng kommt — Versicherungspflicht in der Angestelltenver-

sicherung vom 1„ April bis 31„ Mai 1952 —‚ ist die Revision

auch begründet_
1 { ‘

't5e5en der Rechtsauffassung des LSG war der Beigeladene J°

nic;c als "Angestellter in leitender Stellung" anzusehen

(@ 1 RYÜG11V„m1 9 1 Abs„ 1 Nr. 1 AVG aF; @ 165 b Abs„ 1 Nre
1 RV”)„ Auch ein Angestellter in leitender Stellung9 der al—

so 531b5t weisu% sberechtigt ist; steht in einem abhängigen

„me.;ö;ti■ude—verQaltn1s„ Dieses ist nach der feststehenden

üecuds gr echung des erkennenden Senats durch das Merkmal der

931431111 chen Abhängigkeit gelM:ennzeichnet Sie ist bei Beschäf-

ig;;3 in einem Betrieb gegeben, wenn der entgeltlich9 Be- '

sch itigte in den Betrieb ein5egliedert und damit dem Direk—

tiorsrecht des Arbeitgebers unterworfen ist (BSG 8, 278; 282;

10; ;1, 44 ff;11‚ 257‚ 259 ff; Urteil vom 280 Oktober 1960

in EozR RVG € 165 Bl„ Aa 20 Nr° 20)„ ;;
;

Die Feststellung; 00 in diesem Sinne
persönliche

Abhängigkeit

vo11 stößt bei dem Geschäftsführer einer Gesellschaft

mit beschränkter Haftung (GmbH) auf besondere Schwierigkeiten;

weil er sowohl eine gesellschaftsrechtliche als auch eine

dereh seinen Dienstvertrag bestimmte Rechtsstellung innehate
Auf de“ einen Seite hat er eine gesellschaftsrechtliohe Or:

G
“

31n:tellung, die ihm durch die Bestellung zum Geschäftsführer

— sei es im Gesellschaftsvertrag, sei es durch Beschluß der

des lncni1 er (vgl. @ 6 Abs„ 2;Satz 2; © 46 Nr; 5 GmbH—Gee
\— verliehen wird„ In dieser Eigenschaft vertritt er die

_12_
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”__ 1 12 _

Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich
(5 35. Abs„ 1

GmbH—Gesetz) Er ist der "konkrete Prinzipal" (RGZ 120, 300,
303) und übt das Weisungsrecht des Arbeitgebers und seine son—
stigeh Funktionen _aus; er "reprasent1ert ihn_" (BGHZ 12 |, 8)

Aus dieser — bei Beschäftigung
von Arbeitnehmern

gegebenen —
Arbeitgeberfunktion der Geschäftsführer hat die Gesetzgebung
eine Reihe von Folgerungen gezogenc_lm Sinne des Betriebsverfas—

sungsgeset2es vom 11° Oktober 1952 (BGBl Ig$681) gelten sie
nicht als Arbeitnehmer (@ 4 Absa_2vBuohst° a)„ Sie genießen nach

@ 12 Buchst„ a des Kündigungsschutegesetzes vom 10° August 1951
(BGBl I? 499) keinen Schutz gegenüber sozial ungerechtfertig-

ter Kündigungo Sie gelten nieht als Arbeitnehmer i S der Ar—
‚beitszeitordnung vom 30 April 1938 —RGBl Ifg447 (5 1 Abs‚ 2

Nr„ 1)‚ des Schwerbeschädigtengesetzes vom 16 Juni 1953e3.BG81

I‚„ 389 — (5 2 Abs° 2 Buchst b) _und des Arbeitsgerichtsgesetzes

(@ 5 Abs„ 1 Satz 3); sie können Zu Arbeitsrichtern und Sozial—
riohtern "aus Kreisen der Arbeitgeber" (@ 22 Absa 2 Nr„ 1 ArbGG
5 16 Abs° 4 Nr° 2 SGG) berufen werden° Indessen kann daraus“ daß

der Geschäi‘tsführer einer GmbH in manchen Rechtsbeziehungen

nicht als Arbeitnehmer behandelt wird, noch nicht gefolgert wer—

'den„ daß er auch über diese speziellen Regelungen hinaus„ insbe—

sondere im Sozialvérsicherungsrecht, nicht als Arbeitnehmer an-
zusehen‘ist° Das geht schon daraus hervor„.daß eine Reihe der

vorgenannten Rechtsfolgen auch leitenden Angestellten zuerkannt

wigä‚w; obwohl_diese unbestritten abhängig_beschäftigt sind°

Kann somit aus der Wahrnehmung von Arbeitgeberfunktibnen allein

noch nicht auf die Selbständigkeit des GmbH—Geschäftsführers *

geschlossen werden; so entscheidet sich die Frage, ob er abhän—

gig beschäftigt ist, letztlich nach seinem Anstellungsverhält—

nis9 das von der gesellschaftsrechtlichen Stellung als Ge—

schäftsführer zu unterscheiden ist° Abgesehen von den seltenen

Fällen, in denen ein Geschäftsführer für die Gesellschaft unent—

geltlich —regelmäßigauf Gruhd_einesAuftrags(5 662ff BGB)=«

_.'|5_.
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tätig ist. besteht zwischen
GesellsChaft

und
Geschäftsführer ein.

Dienstvertrag‚ der eine entgeltliche Geschäftsbesorgung zum
eé-‘;

36h3tüni hat (55 611 ff, 675 BGB). Das ist auch in der Rechtspre+

ch1ng des Reichsversicherungsamts (RVA) anerkannt, und zwar un— '

singesc‘1ränkt für den — auch hier — vorliegenden Fall aaßü der

cs0hd1.„fuhrcr nicht durch den Gesellschaftsvertrag oder die

Satzung zum Geschäftsführer bestellt worden ist (Grunds..Entsch°

zw. 406!3-in AN1931.202undNr. 5229in AN1938,384;ng. fer-
ner Scholz‚ GmbH—Gesetz2° Aufl. 5 35 Anm. 10; Dersch in Recht ij?"

ler Arbeit 1951; 212; Kunkel in GmbH—Rundschau1954‚22; a..M° "'

.iachen'ue.rg‚GmbH—Gesetz6.‘ Aufl. Bd. 11 9 35 Anm. 44. der Be—"
_‚stellung zum Geschäftsführer und Abschluß des Anstellungsvertraéf"

333 in einen "Geschäftsführervertrag" zusammenfallen läßt, fürg»};

isn abe1 die Vorschriften über den Dienstvertrag und die entegfjf'"

;cltliche Geschäftsbesorgung gegebenenfalls den Auftrag‚ sinn-.-i

‚emäß g ltcn sollen; der praktische Unterschied gegenüber der g„„■
v.e11schcnden Lehre ist gering) ' '-** ‘ " '

‚ 1 .
. . _ y. ., 4 _ _

in dieses Dienstverhältnis zwischen Geschäftsführer und Geselléi‚f.

shaft auch ein —die Versicherungspflicht auslösendes —
abhäné■f■ü“

iges Beschäftigungsverhältnis darstellt} ist vom BVA (vglo'die_f'_“
-ensnntsn Entscheidungen) im wesentlichen danach beurteilt were-ffg

‘.sn‚ ob der Geschäftsführer als Mitgesellschafter einen maßgeif'rl'

»en.ien. hnfluß auf die Entscheidungen der Gesellschaft hat Die-

:Jr wiederum wurde an seiner Kapitalbeteiligung an der
GmbH ge-l'—°

e.3sen„ ‘Jenn er weniger als die Hälfte der Geschäftsanteile der
-moH — (der. falls es nach dem Gesellschaf'tsvextrag zur Beschluß—.f

. SFU% einer qualifiziertenMehrheit bedurfte. weniger als den
_

r Ausisung der Sperrminorität erforderlichen Anteil der Ge—flf'f

chaitsanteile (EuM Bd. 40, 372) —besaß. wurde er regelmäßig fff'°

.ls unsclbständig beschäftigt und demzufolge versicherungspflich— '
13 ang:s hen. So■eit diese Rechtsprechung aus der entsprechen—.;'

en Beteiligung am Stammkapital und dem hierdurch begründeten'Üf "_

shcrrscienden Einfluß des.Gesellschafter-Geschäftsführers ge-1Ü*Ff

olgert hat; daß er selbständig beschäftigt ist, kann ihr unbei""
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denklich gefolgt werden°Derfceséilschafter kann bei seiner
eigenen Bestellung zum Geschäftsführer mitwirken; der Aus-

schluß vom Stimmrecht nach 5 47 Absg-4 Satz 2 GmbH—Gesetzbe—_
rührt diese Beschlußfassung nicht, da es sich hierbei um einen

.
Organisationsakt innerhalb der Gesellschaft, nicht aber um ein

Rechtsgeschäft mit einem Dritten handelt, der gleichzeitig Ge—

sellschafter ist4 (Hachenburg aaO 5 47 Anm 22, Scholz aaO

& 6 Anm„ 7, 5 47 Anne 19)€.Wegen des inn_eren Zusammenhangs

der Bestellung zum
Geschäftsführer mit dem Anstellungsvertrag

kann der begünstigte Gesellschafter auch bei der Beschlußfas—

sung über den mit ihm abzuschließenden Dienstvertrag mitwirken

(RGZ 749 2769 279 f; BGHZ 18, 205, 210 f mit_weiteren Nachwei—

sen; Hachenburg aaO S 47 Anm° 22)_oKann aber ein Gesellschaf—
ter vermöge seiner Kapitalbeteiligung so■ohl einen entschei-

denden Einfluß auf Abschluß und Gestaltung seines Anstellungs—
vertrages ausüoen als auch verhindern, daß Weisungen 1 3°

eines Direktionsre0htsp die ihm nicht genehm sinds erteilt
"werden, so liegt keinesfalls ein abhängiges Beschäftigungsver—

hältnis vor (vgl Kunkel aaG, 22 25) _ggg■;g_;gwg_.w

‚b Bem Umkehrschluß9
daß

mangels eines
durch Kepitälbeteiligung

;‘vermittelten beherrschenden'Einflusses auf die.Gesellschaft
regelmäßig ein abhängiges Beschäftigungaverhältnis des Gesell-

schafter-Geschäftsführers anzunehmen ist; kann allerdings in.
der vom RVA ausgesprochenen Allgemeinheit (vglo-die oben zi—

tierten Entscheidungen) nicht zugestimmt_wérden° Hat der Ge-:

sellschafter keinen solchen bestimmenden_Einfluß auf die Ge-4
sellschaft‚ so mußer zwar grundsätzlich hinnehmen, daß ihm

'durch den Gesellschaftsvertrag-oder die Beschlüsse der Gesell—

schafter Beschränkungen in:riner Geschäftsführung auferlegt

werden (€ 57 Abs° 1 GmbH—Gesetz)und daß ihm durch solche Be—
schlüsse auch positive Anordnungen gegeben werden (Hachenburg

aaO @37 Anm„ 3)„ Indessen genügt_für die-Annahme eines abhän—
gigen Beschäftigungsverhältnisses nicht schon, daß der zur
Dienstleistung Verpflichtete überhaupt an Weisungen irgendwel—

.
cher Art gebunden_igt‚ Auch wer

eich durch_Dienstvertrag zur_
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„
‘r1

entg &l.tlichen Geschäftsbesorgung als Selbständiger
verpflichtet

hat‚ muß grundsätzlich nach 5 675 i°V„m„ 5 665 Satz 1 BGB-“Wein
sungen" des Dienstberechtigten beachten (vglo Nikisch, Recht.

der Arbeit? 1960, 1)„ Deshalb kommt es für die Entscheidung der
Frage, ob ein abhängigés Beschäftigungsverhältnis oder vertrag—

liche Dienstverpflichtung eines Selbständigen vorliegt, darauf
an„ wel.cher Art die Weisungsgebundenheit des zur Dienstleistung

ve101'lichteten Geschäftsfüh .rers ist Besteht sie allein darin,

daß de: Geschäftsführer in seiner Entscheidungsfreiheit be1 be—

stimmten wichtigeren Geschäften beschränkt ist? ohne zugleich

einem — für die persönliche Abhängigkeit ausschlaggebenden
—

Direktionsrecht des Dienstberechtigten in Bezug auf die Ausfüh—

rung seiner Arbeit unterworfen zu sein, so ist der Geschäftes

führer trotz seiner gesellschaftsrechtlichen Bind.ung an den

— in Beschlüssen konkretisierten - Willen der Gesellschafter—

mehrheit nicht abhängig beschäftigt ““"

:.i' ‘
‘ ‚ ‘ \

1

‘ "i1 ‘ f 3.1 ‘ .1f. "

i 1‘i

i1
ii

i ‘i ‘ ! 1 ‘ 1 'i
. "

So \en1g
sbm1t schon

ein nur beschränkter Einfluß des
Gesell-'

s& «Lbcf°G930huft3fUhrers bei der Beschlußfassung der'Gesell-

alter der sich aus seiner geringen Kapitalbeteiligung er—*

gi. bt) auf ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis dieses Ge?

scediteluhrers schließen läßt so wenig kann allerdings aueh

er 01gerstellung des Geschäftsführers schlechthin entnommen

werden, daß er selbständig beschäftigt ist° Die gegenteilige

Meinung beruft sich vor allem darauf, daß der Geschäftsführer
dadurch‚ daß sein Wille in den Prozeß der Willensbilduhg dér'■

Gesellschaft einbezogen ist‚ notwendig eine Unternehmér9tel—

lung einnimmt (so besonders Dersch in Recht der Arbeit 195132
2129 in der Anmerkung zum Urteil des BSG vom

25‚November 1955

in Sozialgerichtsbarkeit 19579 270, 271 f und in Kaskel—Dar90h,

‚Arbeitsrecht 5 Aufl„„ 28, vgl„ ferner Hueok in Anmerkungen'1

zu den Urteilen des BGH vom 16 Dezember 1953 in Recht der Ar—
beit 19 M4 110, 112, des RG vom 18 Juli 1942 in ArbRSlg Bdo

‚
302‚ 5121 des RAG vom 25„September 192 '9 in ArbRSlg° Bd. 7,

156‚ 161 f sowie in Gesellschaftsrecht 9 Aufle,_ 129 f‚_ 199

‘i . ;_ „_ - “gi ( fi;g‚f_i -] „,6;.’_-'16 —

(I
"!

0
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- 16 ;

undHueck-Nipperdey;Lehrb„ desArbeitsR & Aufl-„ Bd I,. 39 f
Note 15 und 79 Note 7; vglc ferner Einsendskm9hnen:llseaeeein
Staudinger BGB 11° Aufl° Bd„ II? 3„ Teil Vorbem„ vor 5 611 Anmo

204; ■achenbu_rg‚Gm‘bH-Gesetz,'6‚Aufl„‚5 55 Anm„44 sowieRGZ
120, 300, 302 f; BGHZ 109 187„ 190 f; 123 1„ 5 ff){) Vielfach

werden hierbei Rechtsfolgen? die für Vorstandsmitglieder von

Aktienges ellschaften gelten (vgl die oben zitierten Entschei—

dungen)„ ohne weiteres auf die Rechtsstellung von GmbH—Ge—
_schäftsführern übertragen Das erscheint nicht unbedenklich, da

das Gesetz (vgl° 5 70 Abs° 1 AktG) dem Vorstand einer Aktien—
gesellschaft eine wesentlich selbständigere Stellung als dem

Geschäftsführer einer GmbH einräumt° Gegen die Auffassung„ daß

Organmitglieder niemals in einem abhängigen Beschäftigungsver-

hältnis zu ihrer Gesellschaft stehen können, ist vor allem ein—

zuwendens daß sie die gesellschaftsrechtlich begründete Organ—

_
stellung des Geschäftsführers nicht deutlich genug von seinem '

Anstellungsverhältnis gegenüber der Gesellschaft trennt (vglo

Kunkel aaO9 22 unter IV)° So klar auf der einen Seite„ wie be—

reits dargelegt, die Stellung des GmbH—Geschäftsführers da—
' durch gekennzeichnet ist? daß er Unternehmer- und Arbeitgeber-

funktionen erfüllt, so wenig ist damit auf der anderen Seite
über die Bindungen ausgesagty denen er selbst bei seiner Ge—

schäfts■ihrung im Innenverhältnis gegenüber der Gesellschaft

unterworfen sein kann° Wie Dersch (Recht der Arbeit 19519 212)

zuzugeben ist9 enthält eine solche Vereinigung von Organmit—

gliedschaft und Arbeitnehmertum in einer Person "wesensmäßige

> funktionelle Gegensätze"„ Doch müssen solche Spannungen nicht

zu unlösbaren Interessenkollisionen führen‚ die es ausschlie«

ßen würden7 daß beide Funktionen von der gleichen Person wahr—

- genommen werden° Wie das schon erwähnte Beispiel der leitenden

Angestellten zeigta die vielfach wie die gesetzliche Vertre—

‘ tung ausübenden Organmitglieder zur Arbeitgeberseite gerechnet

werden; andererseits aber unstreitig abhängig Beschäftigte sind„

läßt die Rechtsordnung es zu; daß dieselbe Person zum Teil Ar-
‘beitgeber— und zum Teil Arbeitnehmerfunktionen erfüllte
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Ob der Geschäftsführer in einem freien Dienstverhältnis oder in
einem ubhähgigen Beschäftigungsverhältnis zur Gesellschaft steht‚

kann £uf aus dem Anstellungsvertrag, erforderlichenfalls unter

■eranz chung der näheren Umstände seiner Tätigkeit„entnommen wer»

den. Ergibt sich hieraus, daß der Geschäftsführer einem Direk—

tionsrqcht — sei es der Gesamtheit der Gesellschafter‚ sei es, was
zulässig wär , eines Aufsichtsrats (vgl‚ Scholz aaO @ 37 Anm° 4) „
unterworfen ist, so liegt ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis

rbei ist nicht entscheidend‚ ob der Geschäftsführer bei

icon Sachentscheidungen im Rahmen der Geschäftsführung bestimm-

.ten Beschränkungen unterliegt; zB für bestimmte wichtigere Maßnah—

men die Genehmigung der Gesellschafter einholen muß° Ausschlagge—

hend i„t vielmehr, ob der Geschäftsführer "im wesentlichen frei

seine Qätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann"„

wie & 84 Abs“ 1 Satz 2 Handelsgesetzbuch die Selbständigkeit des

& nueluvertreters unter Verwertung eines allgemeinen Rechtsgedan-

ken um chreibt (vgl. dazu Hueck/Nipperdey‚ Lehrb„ des Arbeitsrechts

J. Aufl‚i 40 Note 15 am Schluß) oder ob er einem "Zeit, Dauer‚ Ort

und irt der Ausführung" umfassenden Weisungsrecht unterliegt

tanz 10; 190)„

dach diesen Rechtsgr ndsätsen beurteilt, erweist sich das Anstel—

l n;eV;phälthis des verstorbenen Beigeladenen Jo als ein unabhän—

„
Dienstverhältnis„ Aus seinem Anstellungsvertrag i°V°m° der

Sut■ n; der Gesellschaft geht hervor‚ daß er die Genehmigung der

Gesellschafter für bestimmte Rechtshandlungen von besonderer Bedeu—

tung —zß Erwerb und Veräußerung von Grundstücken — einzuholen hat-

te, sur Einhaltung der besonderen Geschäftsanweisungen auf Grund

von Geaellschaftcrbeschlussen verpflichtet war und sich über An—

‘clege3431ten grundsätzlicher Art vor ihrer Durchführung mit den

dcaellschuftern "zu verständigen" hatte‘ Diese Beschränkungen grenz—

ten nur die Saehentscheidungsbefugnis des Beigeladenen ein, so daß

auf sic1 beruhen kann, ob diese Beschränkungen9 wie die Klägerin
Jültü■d gemacht hat; praktisch kaum in Erscheinung getreten sind?

der pei„eladene vielmehr als Hauptgläubiger der Gesellschaft und als

Sue :undige Fachmann die Geschäfte der Gesellschaft im wesentli—

clan uses eigenem Gutddnken geführt hatt Jedenfalls unterlag der

dei;elgdene nach seinem Dienstvertrag keinen Beschränkungen? soweit
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es sich um Gestaltung und Ausführung seiner Arbeit, insbesondere‘

in Fragen der Arbeitszeit; handelte; un5treitig entsprach auch

die tatsächliche Durchführung des Vertrages dieser Vereinbarung‚

Demnach war der verstorbene Beigelédene
J„ in-der Angestelltenver—

sicherung in der Zeit vom 1„ April bis 51„ Mai 1952 nicht versi—
cherungspflichtig„ Insoweit waren das angefochtene Urteil und die

Beitragsbescheide der beklagten Krankenkasse aufzuheben°

Soweit das angefochtene Urteil auf irrevisiblem Recht beruht? muß—

te die Revision zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„IÄ:jibF;Z

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

